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Zur Verordnung über die Zuständigkeit 
der Rechtspfleger

Von Dr. Hans Nathan,
Vortragendem Rat in der Deutschen Justizverwaltung

I.
Die Richtemot als Folge der Hitlerherrschaft und 

des Krieges hat in der Ostzone, in der die Säube­
rung der Justiz konsequent durchgeführt wurde, ein 
bedrohliches Ausmaß angenommen. Schwere Be­
einträchtigung der Rechtspflege als Folge dieser Not 
kann nur dann vermieden werden, wenn ihre Be­
seitigung auf zwei Wegen angestrebt wird: auf dem 
Wege der V e r m e h r u n g  des Richterpersonals 
und auf dem Wege der V e r m i n d e r u n g  der dem 
Richter obliegenden Geschäfte. Auf dem ersten 
Wege ist mit der Heranbildung der Volksrichter 
schon ein beträchtliches Stück mit Erfolg zurück­
gelegt worden; der zweite Weg wird nun mit der 
Verordnung des Chefs der Deutschen Justizverwal­
tung vom 20.6.1947 (ZVB1.1947 S. 78) beschritten. 
Soweit bekannt, wird sowohl in der englischen 
Zone, als auch in Berlin an ähnlichen Gesetzen ge­
arbeitet und es sollte keine unüberwindlichen 
Schwierigkeiten bereiten, die gesamte deutsche Ge­
setzgebung auf diesem Gebiet zu einem späteren 
Zeitpunkt in Übereinstimmung zu bringen.

Die besondere Bedeutung der Verordnung liegt 
darin, daß es sich bei ihr nicht nur um ein Notgesetz 
handelt, das den dringenden Bedürfnissen unserer 
heutigen außergewöhnlichen Umstände Rechnung 
tragen soll, sondern daß sie gleichzeitig von bleiben­
dem Wert ist als Weiterführung einer Justizreform, 
wie sie seit Jahrzehnten von führenden Persönlich­
keiten unseres Rechtslebens im Interesse der qualita­
tiven Hebung des deutschen Richterstandes gefordert 
wird1); die Anfänge der Entwicklung, deren vor­
läufigen Abschluß die an Stelle der Reichsent- 
lastungsveriügung vom 3. 7.1943 (Dt. Justiz S. 339) 
tretende Verordnung darstellt, liegen über ein 
Vierteljahrhundert zurück.

Die Geschichte dieser „Kleinen Justizreform“, d. h. 
der Übertragung von vormals richterlichen Geschäften 
auf Angehörige des gehobenen mittleren Justizdien­
stes ist durch eine schrittweise Ausdehnung des Kreises 
der übertragenen oder übertragbaren Geschäfte ge­
kennzeichnet. Marksteine dieser Entwicklung sind 
Reichs- und Landesgesetze, Verordnungen und Ver­
fügungen von 1921, 1923, 1925, 1926, 1928, 1935 und 
1943. Die genannte Tendenz beweist, daß der Gesetz­
geber bei der Wahl dieses Mittels zur Entlastung 
des Richters auf dem rechten Wege war, denn hätte 
der Rechtspfleger den neuen Anforderungen nicht 
entsprochen, so wäre eine rückläufige Entwicklung 
eingetreten oder zum mindesten die fortwährende 
Erweiterung seines Tätigkeitsfeldes unterblieben. 
Tatsächlich aber haben sich in der Praxis niemals 
wesentliche Schwierigkeiten als Folge dieser stän­
digen Ausweitung der Rechtspflegerzuständigkeit 
ergeben und es gelang auf diese Weise schon zwi­
schen 1921 und 1926, allein in Preußen nicht we­

niger als 850 Richter für die Spruchtätigkeit frei­
zustellen. Wenn also auch die außergewöhnlichen 
Maßnahmen, die die neue Verordnung trifft, in 
erster Linie durch die außergewöhnlichen Umstände 
bedingt sind, denen sie Rechnung tragen soll, so 
finden sie doch ihre Rechtfertigung in den Erfah­
rungen eines Vierteljahrhunderts.

n.
Die Weiterbildung der bisherigen Entlastungsvor­

schriften durch die Verordnung findet im wesent­
lichen ihren Ausdruck in der Übertragung umfang­
reicher, bisher dem Richter vorbehaltener Rechts­
gebiete, weiter in der erstmaligen Qualifikation des 
Rechtspflegers als eine abgeschlossene Instanz, ferner 
in der Ersetzung des Übertragbarkeitsprinzips durch 
das Übertragungsprinzip, und schließlich in der 
Methodik des Gesetzes.

In letzterer Beziehung folgten die bisherigen Vor­
schriften mehr oder weniger der Enumerations­
methode, indem sie auf den jeweiligen Rechtsgebie­
ten die einzelnen geeignet erscheinenden Geschäfte 
aufzählten und übertrugen, oft aber auch nur für 
übertragbar erklärten, wobei dann die Landesgesetz­
gebung oder die Justizverwaltung, soweit sie von 
dieser Übertragungsmöglichkeit Gebrauch machten 
— was in sehr ungleichmäßigem Umfange geschah 
—, wiederum Kataloge einzelner übertragener Ge­
schäfte aufstellten. Das Ergebnis war ein unüber­
sichtlicher Rechtszustand, bei dem die langen Kata­
loge der übertragenen Geschäfte in jedem Ober­
landesgerichtsbezirk voneinander abwichen.

Unter bewußter Abwendung von dieser Methode 
verzichtet die Verordnung einmal im Interesse der 
Rechtsgleichheit auf die Delegation der Übertragung 
an andere Stellen und nimmt die für erforderlich 
gehaltenen Übertragungen selbst vor. Sodann aber 
setzt sie an Stelle der Katalogisierung einzelner 
übertragener Geschäfte, soweit möglich, die grund­
sätzliche Übertragung ganzer Rechtsgebiete; soweit 
Enumeration erfolgt, bezieht sie sich im allgemeinen 
nur noch auf die Ausnahmen von der Übertragung. 
Hierin liegt die folgerichtige Fortbildung des in der 
Schaffung des Instituts des Rechtspflegers zum Aus­
druck kommenden Gedankens.

In dieser Weise werden grundsätzlich übertragen: 
auf z i v i l - p r o z e s s u a l e m  Gebiet: das Mahn­
verfahren, das Aufgebotsverfahren, die Zwangsvoll­
streckung, soweit sie nicht Sache des, Gerichtsvoll­
ziehers ist, die Zwangsversteigerung und Zwangs­
verwaltung; auf dem Gebiet der f r e i w i l l i g e n  
G e r i c h t s b a r k e i t :  die Grundbuchsachen, die 
Vormundschaftssachen, die Nachlaß- und Teilungs­
sachen, die Registersachen, die Aufnahme von Ur­
kunden; auf s t r a f r e c h t l i c h e m  Gebiet: die
Strafvollstreckung.

Allerdings konnte dieses Prinzip der Gesamtüber­
tragung ganzer Rechtsgebiete nicht völlig konse­
quent durchgeführt werden, so sehr es erwünscht ge­
wesen wäre, eine reinliche Scheidung zwischen rich­
terlicher und Rechtspflegerzuständigkeit vorzuneh­
men. Hier hatte die Verordnung auf die besonderen 
Schwierigkeiten der Gegenwart Rücksicht zu neh-
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